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"Offshore-Strom muss an der Küste genutzt werden"  
Bersenbrück (ms/bn)  
Im Protest gegen riesige Stromtrassen von der Nordsee zum Ruhrgebiet sind Bersenbrück und 
seine Schwestergemeinden in der Samtgemeinde Bersenbrück "sehr gut positioniert".  
Dies erklärte Samtgemeindebürgermeister Dr. Michael Lübbersmann in seiner Funktion als 
Bersenbrücker Stadtdirektor in der jüngsten Sitzung des Stadtrates.  

Die Samtgemeinde halte zusammen mit anderen Kommunen der Region in dieser 
Frage engen Kontakt mit dem Städte- und Gemeindebund. Ein unabhängiges 
Gutachten habe die Position der Investoren erschüttert, der Strom aus den geplanten 
riesigen Windkraftanlagen in der Nordsee sei nur mit Überlandleitungen 
kostengünstig in das Ruhrgebiet zu transportieren, nicht aber mit unterirdischen 
Leitungen. Mega-Stromleitungen über Bersenbrück seien "höchst fraglich". Die CDU- 
und die SPD-Fraktion im Landtag hätten sich an die Seite der Kommunen gestellt.  

Auch die CDU-Fraktion im Rat der Samtgemeinde Bersenbrück hatte sich in einer 
internen Sitzung mit der Frage der Offshore-Windanlagen und den drohenden 
Stromtrassen durch das Bersenbrücker Land beschäftigt.  

Die Samtgemeindeverwaltung teilte der Fraktion mit, das Präsidium des 
Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes habe ein Positionspapier zu den 
Windenergietrassen verabschiedet. Da mit einem erheblichen windbedingten 
Netzausbau zu rechnen sei und in den kommenden Jahren viele Gemeinden und 
Landkreise mit dieser Problematik konfrontiert werden könnten, hoffe man auf eine 
breite und nachhaltige Unterstützung.  

Zur Zeit seien zwei windbedingte Höchstleistungstrassen (E.ON-Trasse von 
Ganderkesee nach St. Hülfe und Windland-Y-Trasse von Dornum/Wilhelmshaven 
nach Bramsche) in Planung. Es sei jedoch damit zu rechnen, dass in den kommenden 
Jahren weitere windbedingte Höchstleistungstrassen geplant werden. Es sei daher 
wichtig, dass die Kommunen von Beginn an geschlossen Position bezögen und im 
Interesse der Bürger die Verantwortlichen auf Bundes- und Landesebene frühzeitig 
und nachhaltig mit der Problematik und kommunalen Forderungen befasst würden.  

In dem Positionspapier wird ein Gesamtkonzept für den weiteren Windkraft- und 
Netzausbau gefordert. Genehmigungen für Offshore-Windkraftanlagen dürften nur 
dann erteilt werden, wenn an Land der Transport des Windstroms durch vorhandene 
oder rechtsverbindlich geplante Trassen sichergestellt ist, im 
Landesraumordnungsprogramm die grundlegenden Entscheidungen für ggfs. 
erforderliche Windenergietrassen getroffen werden, und im ersten Fall einer 
windbedingten Höchstleistungstrasse (Ganderkesee nach St. Hülfe) die Alternativen 
zur Freileitungstrasse, insbesondere die Kabelverlegung im Rahmen eines 
Pilotprojektes umfassend untersucht werden.  



 

Nach den Plänen der Bundesregierung, so erfuhren die Fraktionsmitglieder, sollen bis 
zum Jahr 2030 25000 Megawatt Windstrom in der Nordsee erzeugt werden. 
Windkraftanlagen mit einer Kapazität von 12000 Megawatt sind bereits beantragt 
worden. Mit dem Ausbau der Windkraft ist zu rechnen. Das Stromnetz ist bisher nicht 
dafür ausgelegt, riesige Strommengen von der Nordsee und der Küstenregion in das 
Landesinnere zu schaffen. Neue, riesige Höchstleistungstrassen wären hierfür 
erforderlich.  

In einem vereinten Europa, so die Fraktion, müsse es möglich sein, Offshore-
Windenergie gezielt in küstennahen Verbrauchsschwerpunkten, etwa in den 
Niederlanden zu nutzen, statt sie über weite Strecken in riesigen Stromtrassen über 
Land zu schicken. Eine Verbindung aller Windparks über eine Nordseetrasse sei in 
diese Überlegungen einzubeziehen. Die Möglichkeiten des Energietransportes über 
bestehende Trassen müssten optimiert und ausgeschöpft werden. Dabei ist die 
Zusammenarbeit der Netzbetreiber untereinander zu optimieren.  
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